
Aktenzeichen: 3 AZR 768/87
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 11. Oktober 1988

- 3 azr 768/87 -
I. Arbeitsgericht Duisburg

Urteil vom 24. Juni 1986 
- 1 Ca 2341/85 -

II. Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf

Urteil vom 1. Juli 1987 
- 12 Sa 1179/86 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Befreiende Lebensversicherung im Vorruhestand

Gesetz: VRG § 5, § 2 Abs. 1; TVG § 1 Tarifverträge: Bau;
GG Art. 3 Abs. 1; BGB § 362; AFG § 118; Tarifver­
trag über den Vorruhestand im Baugewerbe (Vorruhe­
standstarifvertrag) vom 26. September 1984 § 8
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3 AZR 768/87
12 Sa 1179/86.Düsseldorf
Verkündet am 
11. Oktober 1988 Im Namen des Volkes!
Noll,
Regierungshauptsekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle Urteil

In Sachen
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hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 11. Oktober 1988 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Heither, die Richter Schaub und Grie- 
beling sowie die ehrenamtlichen Richter Kunze und Dr. Rein- 
f'eld für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 1.
Juli 1987 - 12 Sa 1179/86 - teilweise aufge­
hoben .

2. Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Duisburg vom 24. Juni 1986 
- 1 Ca 2341/85 - abgeändert:

a) die Beklagte wird verurteilt, 13.243,50 DM 
restliches Vorruhestandsgeld für die Zeit 
vom 1. August bis 31- Dezember 1985 abzüg-
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,-- DM erhaltenes Arbeitslosen­
geld an den Kläger zu zahlen.

b) Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Die weitergehende Berufung und Revision des Klä­
gers werden zurüekgewiesen.

4. Die Kosten des Rechtsstreits erster und zweiter 
Instanz haben der Kläger zu 7/8, die Beklagte 
zu 1/8 zu tragen. Von den Kosten der Revisions­
instanz haben der Kläger 3 / ̂ , die Beklagte I/1) 
zu tragen.

Die Kosten der Streithilfe in der ersten und 
zweiten Instanz tragen der Kläger zu 7/8, in 
der Revisionsinstanz zu 3/4, im übrigen die 
Streithelf erin.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d :

Der Kläger verlangt von der Beklagten Vorruhestandsleistun­
gen.

Der am 15. Dezember 1922 geborene Kläger trat im Jahre 1938
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in das Erwerbsleben. Er war zunächst in der gesetzlichen Renten­
versicherung der Arbeiter und seit dem 26. Januar 1950 bei der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte pflichtversichert. Vom
5. März 1951 bis 15. April 1972 war er bei der S

Bauunternehmung in D als Oberbauleiter und Prokurist
beschäftigt. Bereits im Jahre 1961 überstiegen seine Bezüge die 
Pflichtversicherungsgrenze. Mit Wirkung vom -1. Januar 1968 wurde 
er auf seinen Antrag nach Art. 2 § 1 AnVNG von der Versicherungs­
pflicht befreit. Er schloß darauf bei dem Gerling-Konzern eine 
Lebensversicherung ab. Gleichwohl erbrachte er auch in der Folge­
zeit noch freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche­
rung. Ara 15. April 1972 trat er als Bauingenieur und Produktions­
leiter in die Dienste der Beklagten. Er verdiente zuletzt 
5.485,-- DM.

Am 27. September 1984 beantragte der Kläger seine Versetzung 
in den Vorruhestand mit Wirkung vom 1. Januar 1985. Diesem Antrag 
gab die Beklagte statt. Seit dem 1. Januar 1985 bezog der Kläger 
ein Vorruhestandsgeld in Höhe von 4.050,-- DM. Aus der befreien­
den Lebensversicherung hatte er bereits am 1. Januar 1983 einen 
Betrag in Höhe von 113.576,90 DM erhalten.

Die Beklagte beantragte im Januar 1985 bei der Streitverkün­
deten die Erstattung des Vorruhestandsgeldes. Mit einem Vorbe­
scheid vom 20. März 1985 teilte die Streitverkündete der Beklag­
ten zunächst mit, daß der Kläger die Voraussetzungen des Vorruhe­
stands erfülle und sie im Rahmen der einschlägigen tariflichen 
Bestimmungen Vorruhestandsgeld zahlen könne. Dagegen lehnte die
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Streitverkündete mit einem Bescheid vom.30. Juli 1985 die Erstat­
tung des Vorruhestandsgelds ab, weil der Kläger eine dem Alters­
ruhegeld in der gesetzlichen Rentenversicherung gleichgestellte 
Versorgung in Anspruch genommen habe. Die Versorgung aus der be­
freienden Lebensversicherung stelle nach dem Dienstblatt-Runder­
laß der Bundesanstalt für Arbeit Nr. 82/85 vom 14. Juni 1985 die 
HauptVersorgung dar. Der Kläger habe 133 Monate Pflichtbeiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung, 205 Monate Beiträge zur 
Freiwilligen Weiterversicherung und 180 Monate Beiträge zur be­
freienden Lebensversicherung gezahlt. Darauf stellte die Beklagte 
Jie Zahlung von Vorruhestandsgeld ein. Nachdem der Kläger erfolg­
los seine Arbeitsleistung angeboten hatte, bezieht er seit dem 2. 
4uguöl, i g 3 g e^n wöchentliches Arbeitslosengeld von 512,40 DM. Die 

s.ungen der Bundesanstalt für Arbeit betrugen bis zum 31 ■> De- 
Äember 1985 insgesamt 11.102,-- DM.

VerPflich 
V0la 1. Au

Bestand
Dältnis b 

,laltsbezü
a P r ü q Y] fe i

Kläger hat die Auffassung vertreten, die Beklagte sei 
tet, weiter Vorruhestandsgeld zu zahlen. Für die Zeit 
gust 1985 bis 31. Dezember 1985 verlange er 20.250,-- 
n dagegen die Beklagte nicht verpflichtet sei, ihm Vor- 
sgeld zu zahlen, habe er sich noch in einem Arbeitsver- 
efunden. Wegen des Annahmeverzugs müsse sie seine Ge- 
ge in Höhe von 27.425,-- DM zahlen. Auf die Zahlungsan- 
asse er sich das gezahlte Arbeitslosengeld anrechnen.

TX
1 er Kläger hat beantragt,
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1. die Beklagte zu verurteilen, an ihn Vor
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ruhestandsgeld in Höhe von 20.250,-- DM 
brutto abzüglich eines vom Arbeitsamt ge­
zahlten Betrags in Höhe von 11.102,- DM 
zu zahlen;

2. hilfsweise die Beklagte zu verurteilen, 
an den Kläger 27.425,-- DM brutto zu zah­
len .

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
bastritten, einen über die tariflichen Regelungen hinausgehenden 
Vorruhestandsvertrag mit dem Kläger geschlossen zu haben. Nach 
d.: bestehenden Tarifregelung sei jedoch der Anspruch des Klägers
auf Vorruhestandsgeld erloschen. Mit der Versetzung in den Vor­
ruhestand sei das Arbeitsverhältnis beendet worden, so daß der 
Kläger auch kein Gehalt beziehen könne.

Die Streitverkündete hat sich auf seiten der Beklagten dem 
Rechtsstreit angeschlossen. Sie hat die Rechtsauffassung vertre­
ten, daß dem Kläger kein Vorruhestandsgeld zustehe, weil er die 
Leistungen der befreienden Lebensversicherung in Anspruch genom­
men habe. Aufgrund des Vorbescheids sei die Beklagte nicht zur 
Leistung verpflichtet; insoweit könne der Kläger nicht einmal 
Schadenersatz verlangen, weil er zum Zeitpunkt der Antragstellung 
bereits im Vorruhestand gewesen sei.

Das Arbeitsgericht hat den Hauptantrag des Klägers abgewie­
sen und die Beklagte auf den hilfsweise gestellten Antrag zur 
Zahlung verurteilt. Gegen dieses Urteil haben beide Parteien Be­
rufung eingelegt. Auf die Berufung der Beklagten hat das Landes- 
arbeitsgericht auch den Hilfsantrag abgewiesen. Im übrigen hat es 
die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Hiergegen richtet sich
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dessen Revision, mit der er seinen Haupt- und Hilfsantrag weiter- 
verf olgt.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision- ist nur zum Teil begründet. Der Kläger kann von 
der Beklagten anteilige Vörruhestandsleistungen für die Zeit vorn
1. August 1980 bis 31- Dezember 1985 verlangen.

I. Die Klage, mit der der Kläger Zahlung von Vorruhestandsgeld 
begehrt, ist zulässig. Der Antrag ist bestimmt genug (§ 253 Abs.
2 Nr. 2 ZPO). Ein Arbeitnehmer, der Lohnansprüche oder sonstige 
Ansprüche für einen Zeitraum geltend macht, für den er Arbeitslo­
sengeld erhalten hat, muß in der Zahlungsklage die ihm zustehende 
Forderung beziffern. Es reicht aus, den Bruttobetrag zu fordern 
abzüglich des erhaltenen Arbeitslosengeldes, wenn auch.diese Lei­
stung beziffert wird. Denn dann ist die Klageforderung hinrei­
chend bestimmt (BAG Urteil vom 15. November 1978 - 5 AZR 199/77 - 
AP Kr, 14 zu § 613 a BGB, zu I 1 der Gründe). Auch die Zeiträume, 
für die die einzelnen Beträge gefordert werden, müssen genannt 
werden. Sie ergeben sich im vorliegenden Fall zwar nicht unmit­
telbar aus dem Antrag selbst, wohl aber mit hinreichender Gewiß­
heit aus der Begründung der Forderungen.

II. Der Kläger erfüllt die Voraussetzungen eines Anspruchs auf 
Vorruhestandsleistungen für die Zeit vom 1. August 1985 bis zum 
31. Dezember 1985.
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Ein Anspruch auf Vorruhestandsgeld entsteht, wenn der Arbeit­
nehmer 58 Jahre alt ist, persönlich bestimmte Wartezeiten erfüllt 
hat, innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beendigung des Arbeits­
verhältnisses mindestens 1.080 Kalendertage in einer die Bei­
tragspflicht begründenden Beschäftigung gestanden hat und dem 
Betrieb unmittelbar vor Beginn des Vorruhestandes ununterbrochen 
mindestens 12 Monate als vom Geltungsbereich des Vorruhestands­
tarifvertrages erfaßter Arbeitnehmer angehört hat (§ 2 Abs. 2 
VRTV-Bau).

Der am 15. Dezember 1922 geborene Kläger war am 1. Januar 
1985 bereits 62 Jahre alt. Er war seit dem 15. April 1972 bei der 
Beklagten beschäftigt. Er hatte damit die 10jährige Wartezeit 
erfüllt. Während der Dauer seiner Beschäftigung war er zur Ar­
beitslosenversicherung beitragspflichtig und gehörte seit mehr 
als einem Jahr als Bauingenieur und Produktionsleiter dem Unter­
nehmen seines Arbeitgebers an.

ITT, Der Anspruch des Klägers auf Vorruhestandsleistungen ist nur 
zum Teil entstanden, da der Kläger ab 1. Januar 1983 bereits Ver­
sorgungsleistungen bezogen hat.

1. Der Anspruch auf Vorruhestandsleistungen erlischt mit Ablauf 
des Kalendermonats vor dem Monat, von dem an der ausgeschiedene 
Arbeitnehmer Altersruhegeld vor Vollendung des 65. Lebensjahres 
oder eine andere der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, b und Abs. 2 VRG 
genannten Leistungen beanspruchen kann (§ 8 Abs. 1 VRTV-Bau).
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Liegt der Tatbestand, der zura Erlöschen des Anspruchs führt, vor 
dem Beginn des Vorruhestandes, können Ansprüche nicht entstehen.

a) Nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 b VRG erlischt der Anspruch auf Vor­
ruhestandsleistungen, wenn der Arbeitnehmer vor Vollendung des 
65. Lebensjahres Altersruhegeld, Knappschaftsausgleichsleistungen 
oder sonstige Bezüge öffentlich-rechtlicher Art beanspruchen 
kann. Aus der gesetzlichen Sozialversicherung kann der Kläger 
nach Auskunft der BfA vorgezogenes Altersruhegeld wegen Errei- 
chens des 63. Lebensjahres beziehen. Er erfüllte die Rahmenfrist 
von 35 Jahren (§ 25 Abs. 1 ,. 7 Satz 1 AVG; § 1243 RVO). Der An­
spruch auf Vorruhestandsgeld erlischt mithin vollständig.am 31. 
Dezember 1985, Im Dezember 1985 wurde der Kläger 63 Jahre alt.

b) Den in § 2 Abs. 1 Nr. 1 b VRG bezeichneten Leistungen, die 
zum Erlöschen des Anspruchs auf Vorruhestandsleistungen führen, 
stehen vergleichbare Leistungen einer Versicherung oder Versor­
gungseinrichtung oder eines Versorgungsunternehmens gleich, wenn 
der Arbeitnehmer in der vorhergehenden Beschäftigung von.der Ver­
sicherungspflicht in der Rentenversicherung befreit war (§ 2 Abs. 
2 VRG) .

Das Landesarbeitsgericht hat festgestellt, daß der Kläger 
seit dem 1. Januar 1968 von der Versicherungspflicht in der ge­
setzlichen Rentenversicherung befreit war, da sein Einkommen die 
Versicherungspflichtgrenze überschritt und er.seine Freistellung 
beantragt hatte (Art. 2 % 1 AnVNG).
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Der Kläger hat am 1. Januar 1983 eine dem vorgezogenen Al­
tersruhegeld vergleichbare Leistung von einem privaten Versiche­
rungsunternehmen bezogen. Die von dem Versicherungsunternehmen 
bezogenen Leistungen müssen den in § 2 Abs. 1 Nr. 1 b VRG genann­
ten vergleichbar sein. Es muß sich um Leistungen handeln, die 
nach ihrem Zweck bei Eintritt eines Versorgungsfalles 'wie die 
gesetzliche Rente zur Sicherung des Lebensunterhalts dient. Da­
gegen kommt es auf die Zahlungsform nicht an; es ist unerheblich, 
ob die Leistungen als Kapital oder Rente gezahlt werden.

Der Vergleichbarkeit der Leistung steht nicht entgegen, daß 
die Kapitallebensversicherung bereits mit dem 60. Lebensjahr aus­
gezahlt wurde. Zwar ist dieses Alter im Vergleich zur regelmäßi­
gen Altersgrenze für Männer in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung vorgezogen. Doch können auch in der gesetzlichen Rentenver­
sicherung Arbeitslose und Schwerbehinderte Altersruhegeld mit 60 
Jahren erhalten. Dann steht es aber einer Partei frei, bei ihrer 
Lebensplanung zumindest auf dieses Lebensalter abzustellen. Die 
Vergleichbarkeit kann auch nicht damit in Abrede gestellt werden, 
daß nach dem Zweck des Gesetzes eine ersetzende Lebensversiche­
rung nur deswegen einer gesetzlichen Sozialversicherungsrente 
gleichgestellt ist, um die nach den verschiedenen Versorgungssy­
stemen Versorgungsberechtigten nicht ungleich zu behandeln. Un­
terschiedliche Altersgrenzen in der Versorgungsplanung eines Ver­
sicherten stehen einem Vergleich der von den verschiedenen Versi­
cherungsträgern gezahlten Leistungen nicht entgegen. Die Alters­
grenze berührt nur die Entstehung des Anspruchs.
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2. Der Anspruch auf Vorruhestandsgeld ist jedoch nur zum Teil 
erloschen.

a) Die gesamte Versorgung des Klägers besteht aus*einer Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung, die er mit Erreichen des 
53- Lebensjahres beanspruchen kann (§25 Abs. 1 AVG; § 1248 Abs.
1 RVO) und der Kapitalzahl-ung aus der ersetzenden Lebensversiche­
rung, die er ira Januar 1933 nach Erreichen des 60. Lebensjahres 
bezogen hat.

Aus dem Wortlaut von § 8 VRTV-Bau ergibt sich nicht unmit­
telbar, ob der Anspruch in vollem Umfang erlischt, wenn der Vor­
ruheständler sowohl die eine als 'auch die andere Versorgungslci- 
stung erhält. Dasselbe gilt auch fir ten Erstattungsanspruch des 
Arbeitgebers auf Vorruhestandsgeld gegen die Bundesanstalt für 
Arbeit (§ 2 Abs. 1 VRG).. Im ÄCtml'fJtt-um wird zum Teil angenommen, 
daß § 2 Abs. 1 Nr. 1 b und § '5 VRG bezogen auf den Zeitpunkt, zu 
dem der Anspruch erlöschen soll., eine Regelungslücke enthält 
(vgl. Schenke in Andresen/B'artonVKuhn/Schenke, VRG, Stand 1. Fe- 
iruar 1987, Teil 6 Rz 24*; Gruner/Daliehau, VRG, Stand 1. Septem­
ber 1 988 , § 2 Anm. III 5)-. -Jedenfalls sind zum Anspruch des Ar­
beitgebers gegen die Bundesanstalt für Arbeit auf Erstattung von 
Vorruhestandsgeld verschiedene Versuche unternommen werden, den 
Erlöschenstatbestand näher zu bestimmen.

b) Die Bundesanstalt für Arbeit hat in einem Dienstblatt-Rund- 
erlaß vom 14. Juni 1985 (82/85) den Erlöschenstatbestand eines 
Erstattungsanspruchs wie folgt bestimmt:
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3*1 Ist ein sog. befreiender Lebensversicherungsver­
trag auf ein vor dem 65. Lebensjahr liegendes 
Endalter abgeschlossen (z.B. 62. oder 63» Le­
bensjahr) oder wird ein solcher Versicherungs­
vertrag vor seiner Fälligkeit in Anspruch genom­
men, so endet der Anspruch auf Zuschuß zu den 
Vorruhestandsleistungen und der auf Vog gern. § ”9 
mit der Fälligkeit des Versicherungsvertrages bzw. 
der tatsächlichen Inanspruchnahme, wenn die Ver­
sicherung zugleich die Hauptversorgung darstellt. 
Das ist der Fall, wenn die zeitliche Dauer des 
Versicherungsvertrages bis zu der tatsächlichen 
oder zumutbaren Inanspruchnahme länger ist als 
die Zeit des Bestehens einer beitragspflichtigen 
Beschäftigung in der gesetzlichen Rentenversi­
cherung (ohne Ausfall- und Ersatzzeiten). Der er­
ste Wert ergibt sich aus dem Versicherungsvertrag, 
der zweite aus der Auskunft des gesetzlichen Ver­
sicherungsträgers über die Rentenanwartschaft 
(§ 104 AVG). Wird die Hauptversorgung durch die 
Inanspruchnahme der Versicherung nicht gewährlei­
stet, besteht der Anspruch auf Zuschuß zu den Vor­
ruhestandsleistungen und der auf Vog längstens bis 
zur Vollendung des 65. Lebensjahres.

c) Dieser Rechtsauffassung vermag sich der erkennende Senat 
nicht anzuschließen. Der Erlaß hat als Verwaltungsanordnung keine 
die Gerichte oder die Bürger bindende Wirkung. Er ist nicht im 
Rahmen der der Bundesanstalt für Arbeit zugewiesenen Selbstver­
waltungsaufgaben ergangen. Die Auslegung von Gesetzen und Tarif­
normen ist jedenfalls für Dritte nicht verbindlich.

Aus dem VRG und dem VRTV-Bau lassen sich keine hinreichenden 
Anhaltspunkte gewinnen, daß der gesamte Anspruch auf Vorruhe­
standsgeld bzw. der Erstattungsanspruch des Arbeitgebers gegen 
die Bundesanstalt für Arbeit erlischt, wenn der Vorruheständler 
nur einen Teil seiner Altersversorgung erhält. Es mag sein, daß
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§ 8 VRTV-Bau (Erlöschen und -Ruhen des Anspruchs eines Arbeitneh­
mers) in enger Anlehnung an'§ 5 VRG (Erlöschen und Unterbrechung 
des Anspruchs auf Erstattung der Arbeitgeberleistung gegen die 
Bundesanstalt für Arbeit) formuliert worden ist und daß § 5 VRG 
seinerseits an § 118 AFG (Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosen­
geld) angelehnt worden ist. Das Bundessozialgericht mag auch bei 
ausländischen öffentlichen Teilrenten von einem Erlöschen des 
Anspruchs auf Arbeitslosengeld ausgegangan sein (BSGE 43, 26). 
Hieraus ist aber nichts für die Auslegung von § 5 VRG und die 
sich daran anschließenden Tarifverträge abzuleiten. Die zu § 118 
AFG ergangene Rechtsprechung hat ihren Rechtsgrund darin, daß 
Leistungen der Arbeitslosenversicherung nicht zum Ausgleich ande­
rer Rentensysteme dienen sollen (BAG Urteil vom 17. Mai 1988 
- 3 AZR 419/87 zur Veröffentlichung vorgesehen, zu II 3 b der 
Gründe).

Die Aufteilung der Altersversorgung in eine Haupt- und Ne­
benversorgung mit der Wirkung, daß der Anspruch des.Arbeitneh­
mers gegen den Arbeitgeber auf Vorruhestandsgeld im Falle der 
HauptVersorgung in vollem Umfang erlischt, verstößt gegen allge­
meine Grundsätze des Zivil- und Arbeitsrechts und gegen den 
Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG). Nach § 362 BGB erlischt das 
Schuldverhältnis, wenn die geschuldete Leistung an den Gläubiger 
erbracht wird. Wird nur eine Teilleistung erbracht, kann das 
Schuldverhältnis nur teilweise erlöschen. Dieser Grundgedanke ist 
auch auf die hier zu beurteilende Fallgestaltung anzuwenden.

Der Gleichheitssatz gebietet eine Regelung, die Ungleiches
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ungleich, aber Gleiches im wesentlichen gleich behandelt (vgl. 
zur Bindung des Gesetzgebers BVerfGE 3, 58, 135; 42, 64, 72; 71, 
255, 271).

Ob und in welchem Umfang ein Versorgungsberechtigter einen 
Anspruch aus der gesetzlichen Rentenversicherung und einen An­
spruch aus der befreienden Lebensversicherung - gemessen an den 
Versicherungszeiten - hat, hängt sehr von Zufälligkeiten ab, die 
nicht zum Maßstab einer Regelung genommen werden können.

Der Anspruch auf Vorruhestandsgeld erlischt mit Ablauf des 
Kalendermonats vor dem Monat, von dem an der ausgeschiedene Ar­
beitnehmer Leistungen der vorgezogenen Altersversorgung bezieht 
oder beziehen kann. Durch § 8 Abs. 1 VRTV-Bau wird gewährleistet, 
daß der Arbeitgeber nur dann und nur insoweit und solange Vorru­
hestandsleistungen zu erbringen hat, wie der Lebensbedarf des 
Arbeitnehmers nicht durch Ruhestandsleistungen gedeckt wird. Wer­
den die Leistungen der Altersversorgung erst zum Teil erbracht, 
erlöschen auch die Vorruhestandsleistungen nur zum Teil. Eine 
Tej .1 altersrente kann nicht mit einer Vollrente gleichgesetzt 
werden. Bei einer Gleichsetzung würden Arbeitnehmer benachtei­
ligt, die längere Versicherungszeiten in dem Versorgungsteil auf- 
weisen, der zuerst fällig wird. Die Arbeitnehmer mit kürzeren 
Versicherungszeiten würden dagegen ungerechtfertigt doppelt ver­
sorgt. Nur bei der Teilverrechnung der Versorgungs- und Vorruhe­
standsleistungen wird der von den Tarifvertragsparteien übernom­
mene Zweck des Vorruhestandes gefördert, den Arbeits- und Stel­
lenmarkt durch vorzeitige Pensionierung zu verbreitern, anderer-
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se11c aber auch die Wirtschaft nicht unangemessen zu belasten.
Nur bei einer teilweisen Verrechnung kann sich ein Gesamtaus­
gleich der Aufwendungen ergeben.

Dies hat das Landesarbeitsgericht verkannt, wenn 
ger Ansprüche auf Vorruhestartdsgeld wegen des Bezuges
enden Lebensversicherung abgesproehen hat.

d) Der Einwand der Beklagten, nach dem GesamtZusammenhang der 
Vorschriften über das Vorru'nestandsgeld und dem Erstattungsan­
spruch gegen die Bundesanstalt für Arbeit sei eine Aufteilung 
nach Teilleistungen ausgeschlossen, ist nicht begründet. Zwar 
kommt nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 a VRG ein Anspruch auf Erstattung von 
Vorruhestandsgeld nur in Betracht, wenn der Arbeitgeber an den 
Arbeitnehmer mindestens 65 "v.H. des Bruttoarbeitsentgelts im Sin­
ne von § 3 Abs'. 2 VRG zahlt. Doch verkennt die Beklagte, daß die­
se Bestimmung nur eine ausreichende Mindestversorgung: des Arbeit­
nehmers sichersteilen wi11. Wenn im Falle -von Teilleistungen der 
Anspruch auf Vorruhestandsgeld teilweise erfüllt wird, führt dies 
-;1 e: chzeitig dazu, daß der Erstattungsbetrag von dem Rest zu be­
rechnen istr Nichts anderes gilt auch für die Versicherungs­
pflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung (§ 165 Abs. 2 
RVO) .

3. Zur Ermittlung des Umfanges, in dem Ruhegeldleistungen auf 
das Vorruheständsgeld angerechnet werden, ist allein von den zu­
rückgelegten Versicherungszeiten auszugehen. Das sind die Zei­
ten, für die der Arbeitnehmer Beiträge zu einer befreienden Le­

es dem Kla­
rier befrei-
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a) Maßgebend sind die Zeiten, für die Beiträge zur befreienden 
Lebensversicherung gezahlt werden. Richtig ist allerdings, daß 
die Höhe einer Rente nicht allein von der Dauer der Versicherung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung oder in einer befreienden 
Lebensversicherung abhängt. Für die Berechnung der Leistungen im 
Vorruhestand kann es aber nicht darauf ankommen, ob der Arbeit­
nehmer eine zweckmäßige oder unzureichende Versicherung abge­
schlossen hat.

b) Der auf die Vorruhestandsleistung anzurechnende Teil der 
anrechenbaren Leistungen ist zu ermitteln, indem von sämtlichen 
Versicherungszeiten diejenigen Versicherungszeiten abgezogen wer­
den, die zu der vorzeitigen Versorgung durch eine befreiende Le­
bensversicherung führen. Der Versorgungsanspruch beruht auf der 
Gesamtversicherungszeit; dann muß auch diese zur Rentenberechnung 
herangezogen werden. Die Altersversorgung des Klägers beruht auf 
43,339 Versicherungsjahren. Für 15 Jahre hat er Beiträge zur be­
freienden Lebensversicherung entrichtet, so daß die Vorruhe­
standsleistungen um 15/43,339 zu kürzen sind.

c) Der Umstand, daß der Kläger neben seinen Beitragszahlungen 
zur befreienden Lebensversicherung auch Beiträge zur Weiterversi­
cherung erbracht hat, bleibt bei dieser Berechnung unberück­
sichtigt. Das rechtfertigt sich daraus, daß dieselben Versiche­
rungszeiten nicht zweimal leistungsmindernd berücksichtigt werden 
dürfen,
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d) Damit ergibt sich folgende Berechnung der Klageforderung:
Das Vorruhestandsgeld beträgt für den Anspruchszeitraum 20.250,—  
DM. Werden hiervon 15/43,339 = 0,346 % abgezogen, beträgt die 
Restforderung 13-243,50 DM. Davon ist das Arbeitslosengeld abzu­
ziehen .

e) Dieser Anspruch ist nicht deswegen erloschen, weil der Klä­
ger vertragswidrig Arbeitslosengeld bezogen hat. Insoweit hat die 
Beklagte keine Erklärungen zur Beendigung des VorruhestandsVer­
trages abgegeben (BAG Urteil vom 17- Mai 1988 - 3 AZR 419/8? -, 
zur Veröffentlichung vorgesehen, zu III der Gründe).

IV. Die Beklagte braucht nicht deshalb höhere Leistungen zu er­
bringen, weil sie einen Uber den Tarifvertrag hinausgehenden Vor­
ruhe stands vertrag abgeschlossen hat oder weil in einem Vorbe­
scheid der Zusatzversorgungskasse die Voraussetzungen des Vorru­
hestandes bejaht worden sind.

Die Beklagte hat den Vorruhestandsvertrag mit dem Kläger auf 
den Mustern und entsprechend den Vordrucken der Zusatzversor­
gungskasse abgeschlossen. Es bestehen daher keine Anhaltspunkte 
für eine Auslegung, daß die Beklagte Verpflichtungen eingehen 
wollte, die Uber die tariflich und gesetzlich vorgeschriebenen 
Verpflichtungen hinausgehen.

2. Der Vorbescheid enthält kein Schuldanerkenntnis gegenüber 
dem Kläger (§ 781 BGB). Nach § 6 des Tarifvertrages über das Ver-
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fahren für den Vorruhestand im Baugewerbe (TV-Vorruhestandsver- 
fahren) vom 12. Dezember 1984 hat die Beklagte dem Arbeitgeber 
unverzüglich mitzuteilen, ob ein Erstattungsanspruch dem Grunde 
nach besteht (Vorbescheid), wenn die WartezeitVoraussetzungen bis 
zum Ablauf des Tages von dem beantragten Beginn des Vorruhestands 
erfüllt sein können. Der Vorbescheid ergeht unter dem Vorbehalt, 
daß die Wartezeiten des § 2 Abs. 2 VRTV-Bau -bis zum Beginn des 
Vorruhestandes erfüllt werden. Von diesem Vorbescheid erhält der 
Arbeitnehmer eine Kopie (§ 6 Abs. 4 TV-Vorruhestandsverfahren).
Da die Beklagte weder den Vorbescheid abgibt noch der Arbeitneh­
mer Adressat des Vorbescheids ist, kann ein Schuldanerkenntnis 
ihm gegenüber nicht angenommen werden. Überdies werden nach dem 
Wortlaut des Vorbescheids nur die Anspruchsvoraussetzungen gemäß 
§ 2 VRTV-Bau geprüft, dagegen nicht die Erlöschensvoraussetzun­
gen, so daß ein Schuldanerkenntnis in jedem Fall ausscheidet.

V. Uber den Hilfsantrag des Klägers brauchte der Senat nicht 
zu entscheiden, da er nur für den Fall gestellt war, daß der 
Anspruch des Klägers auf Vorruhestandsgeld in vollem Umfang 
~b ge wiesen würde.

Dr. Heither Schaub Griebeling
Kunze Dr. Reinfeld
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